
61 ESt

Einzelveranlagung von Ehegatten und Lebens-
partnern
EStG §§ 26, 26a, 33a Abs. 2, §§ 33b, 35a

Ab Veranlagungszeitraum 2013 haben Ehegatten und Lebenspartner
neben der Zusammenveranlagung die Möglichkeit, eine Einzelveran-
lagung zu wählen. Der Wegfall der eigenständigen Veranlagungsart
„getrennte Veranlagung“ hat in der Praxis aber keineswegs zu Verein-
fachungen geführt. Zahlreiche Detailfragen dürften vielmehr als noch
nicht geklärt gelten.

Sachverhalt

Die Ehegatten A und B haben bisher in einer gemeinsamen Wohnung
gelebt. Der Ehemann A trennt sich im Dezember 2013 von seiner
Ehefrau B. Die Ehefrau beantragt für 2013 die Einzelveranlagung. Dies
führt dazu, dass sie die bei ihrem geringen Arbeitslohn gezahlte
Lohnsteuer (Steuerklasse V) komplett zurückerhält. Die persönlichen
Ausgaben der Ehegatten wurden im Wesentlichen aus dem Ein-
kommen des Ehemannes bestritten. Dabei sind folgende Sachver-
halte zu beurteilen:

Krankenversicherungsbeiträge für die Ehefrau: B hat eine private
Krankenversicherung abgeschlossen. Die Beiträge wurden vom Konto
des A an die Krankenversicherung überwiesen. 2.400 Euro erfüllen die
Voraussetzungen für einen Abzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG.

Krankenversicherungsbeiträge für ein Kind: Im Haushalt der Ehe-
gatten lebte ein minderjähriges Kind, das nur zur Ehefrau in einem
Kindschaftsverhältnis steht. Für das Kind zahlt A Beiträge zu einer
privaten Krankenversicherung. 1.200 Euro erfüllen die Vorausset-
zungen für einen Abzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG.

Kinderbetreuungskosten: Für ein gemeinsames Kind sind Kinder-
betreuungskosten i. H. von 6.000 Euro angefallen, die von A wirt-
schaftlich getragen wurden.

Kirchensteuernachzahlung: Der Einkommensteuerbescheid 2012
führte zu einer Kirchensteuernachzahlung i. H. von 1.000 Euro. Die
Zahlung wurde vom Konto des A geleistet; kirchensteuerpflichtig ist
nur B.

Freibetrag für Ausbildungsbedarf: Ein gemeinsames Kind ist volljährig
und zum Studium auswärts untergebracht. Die Aufwendungen dafür
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hat A getragen. Die Voraussetzungen für den Freibetrag nach § 33a
Abs. 2 EStG liegen vor.

Behinderten-Pauschbetrag: Aufgrund einer Behinderung steht der
Ehefrau ein Pauschbetrag nach § 33b EStG zu. Die im Zusammenhang
mit der Behinderung entstandenen Aufwendungen hat A getragen.

Frage

1. Wer kann die Aufwendungen als Sonderausgaben bzw. außerge-
wöhnliche Belastung abziehen?

2. Können die Ehegatten ein anderes Ergebnis erreichen?

Antwort

1. Die Aufwendungen können bis auf die Krankenversicherungsbei-
träge für das Kind und den Behinderten-Pauschbetrag bei A
steuerlich berücksichtigt werden; der Freibetrag zur Abgeltung
des Sonderbedarfs für die Berufsausbildung ist bei A und B je
zur Hälfte zu berücksichtigen. Der Höchstbetrag für die Kinder-
betreuungskosten soll bei A nur zur Hälfte zu berücksichtigen
sein.

2. Mit gemeinsamem Antrag von A und B könnte eine komplette
Zurechnung des Höchstbetrags für die Kinderbetreuungskosten
sowie des Freibetrags zur Abgeltung des Sonderbedarfs für die
Berufsausbildung bei A erreicht werden. Eine hälftige Aufteilung
einiger anderer Aufwendungen wäre auf Antrag möglich.

Begründung

Zu 1: Im Grundsatz werden Sonderausgaben, außergewöhnliche
Belastungen und Steuerermäßigungen nach § 35a EStG (haushalts-
nahe Dienstleistungen usw.) bei der Einzelveranlagung bei dem Ehe-
gatten berücksichtigt, der die Aufwendungen wirtschaftlich getragen
hat (§ 26a Abs. 2 EStG). Da die Ehe grundsätzlich eine Wirtschafts-
gemeinschaft ist, wird es nicht immer leicht festzustellen sein, wer
Aufwendungen wirtschaftlich getragen hat. Die Eigenschaft als
Versicherungsnehmer (bei Vorsorgeaufwendungen) oder als Rech-
nungsempfänger wird jeweils nur ein Anscheinsbeweis dafür sein.
Letztlich kann es aber nur darauf ankommen, wer die Aufwendungen
tatsächlich getragen hat. Diese Frage ist einfach zu entscheiden,
wenn jeder Ehegatte über eigenes Einkommen und ein eigenes
Bankkonto verfügt.Wie ist diese Frage aber zu entscheiden, wenn das
Konto auf den Namen eines Ehegatten lautet und hier die Einkünfte
beider Ehegatten zusammenfließen? Auch wenn sich diese Frage hier
nicht stellt, bleiben einige Zweifelsfragen.

Wirtschaftliches
Tragen von
Aufwendungen
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Krankenversicherungsbeiträge für die Ehefrau: Da die Versicherungs-
beiträge von A wirtschaftlich getragen wurden, kann er die Auf-
wendungen als Sonderausgaben berücksichtigen. Die Eigenschaft als
Versicherungsnehmerin kann zugunsten von B allenfalls ein An-
scheinsbeweis sein, der hier aber durch die tatsächliche Zahlung
entkräftet ist. Entsprechendes wird z. B. für Rechnungen über haus-
haltsnahe Dienstleistungen (§ 35a EStG) oder Krankheitskosten im
Hinblick auf einen Abzug als außergewöhnliche Belastungen gelten;
die Angabe eines Ehegatten als Rechnungsempfänger kann nur ein
Anscheinsbeweis, aber kein endgültiges Indiz dafür sein, welcher
Ehegatte die Aufwendungen wirtschaftlich getragen hat.

Krankenversicherungsbeiträge für ein Kind: Grundsätzlich gilt für die
Krankenversicherungsbeiträge für ein Kind nichts anderes. Da das
Kind bei der Einzelveranlagung des A aber nicht zu berücksichtigen
ist, weil kein Kindschaftsverhältnis besteht, können auch die
Aufwendungen für das Kind nicht berücksichtigt werden. Hier wird
man den Abzug der Aufwendungen bei B zulassen, auch wenn sie die
Aufwendungen wirtschaftlich nicht getragen hat; denn es handelt
sich bei diesen Aufwendungen nicht um solche, die nach § 26a Abs. 2
EStG zugeordnet werden müssten.

Kinderbetreuungskosten: Die Aufwendungen sind im Rahmen von
§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG als Sonderausgaben abzugsfähig. Da A die
Aufwendungen wirtschaftlich getragen hat, kann er die Aufwendun-
gen berücksichtigen. Die Finanzverwaltung vertritt aber offenbar die
Auffassung, dass der Höchstbetrag für die Kinderbetreuungskosten
i. H. von 4.000 Euro davon unabhängig grundsätzlich zur Hälfte
aufzuteilen ist. Laut Zeile 74 der Anlage Kind ist für eine andere als
die hälftige Aufteilung des Höchstbetrags ein gemeinsamer Antrag
der Ehegatten erforderlich. Eine gesetzliche Grundlage ist dafür nicht
ersichtlich. Letztlich läuft der Grundsatz nach Berücksichtigung
entsprechend der wirtschaftlichen Belastung hier ins Leere:

2⁄3 von 6.000 Euro = 4.000 €, die A zuzurechnen sind
Höchstbetrag: 4.000 €, davon 50% = 2.000 €

Es bleibt abzuwarten, ob diese Auffassung beibehalten wird.

Anmerkung: Entsprechend will die Finanzverwaltung beim Abzug von
Schulgeld verfahren (vgl. Anlage Kind Zeile 63). Dafür ist ebenfalls keine
Rechtsgrundlage erkennbar (auch nicht § 10 Abs. 1 Nr. 9 letzter Satz
EStG; hier wird lediglich klargestellt, dass der Höchstbetrag für ein
Elternpaar insgesamt nur einmal in Betracht kommt).

Kirchensteuernachzahlung: Auch wenn die Ehefrau durch ihre
Kirchenzugehörigkeit die Ursache für die Zahlungspflicht gelegt hat,

„Versicherungsneh-
mer“ nur Anscheins-
beweis
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ist der Aufwand bei A als Sonderausgabe abzuziehen, weil er diesen
wirtschaftlich getragen hat.

Anmerkung: Schwieriger wird die Frage nach dem Abzug von Kirchen-
steuer als Sonderausgabe zu beantworten sein, wenn beide Ehegatten
kirchensteuerpflichtig sind, aber z. B. über unterschiedlich hohes
Einkommen verfügen und die Kirchensteuer von einem gemeinsamen
Konto bezahlt wurde. Denkbar wäre in diesem Fall eine Aufteilung im
Verhältnis des Gesamtbetrags der Einkünfte.

Freibetrag für Ausbildungsbedarf: Der Freibetrag zur Abgeltung des
Sonderbedarfs eines sich in Berufsausbildung befindenden, auswärtig
untergebrachten, volljährigen Kindes steht den Eltern aufgrund aus-
drücklicher gesetzlicher Regelung jeweils zur Hälfte zu (§ 33a Abs. 2
Satz 4 EStG). Auf den Grundsatz der wirtschaftlichen Kostentragung
kommt es für die Zuordnung daher hier nicht an.

Anmerkung: Davon wird auch in der Anlage Kind ausgegangen. In
Zeile 52 ist ein anderer Prozentsatz anzugeben, wenn der Freibetrag
nicht je zur Hälfte aufgeteilt werden soll.

Behinderten-Pauschbetrag: Letztlich wird durch den Pauschbetrag
nach § 33b Abs. 2 EStG der Aufwand pauschal berücksichtigt, der im
Übrigen im Rahmen des § 33 EStG abgezogen werden könnte. Da
dieser Aufwand durch A wirtschaftlich getragen wurde, müsste
folgerichtig der Pauschbetrag nach § 33b EStG bei A berücksichtigt
werden. Da der Pauschbetrag aber an persönliche Voraussetzungen
gekoppelt ist, die nur B erfüllt, wird man den Behinderten-
Pauschbetrag bei der Einzelveranlagung auch nur bei B berück-
sichtigen können,1 auch wenn das nicht sachgerecht erscheint.

Denkbar wäre, dass A den Einzelnachweis der von ihm getragenen,
durch die Behinderung von B entstandenen Aufwendungen führt und
die Aufwendungen im Rahmen des § 33 EStG geltend macht. Ob der
Abzug allerdings zugelassen wird, wenn der Ehegatte den Pauschbe-
trag nach § 33b EStG geltend macht, darf bezweifelt werden.

Zu 2: Bei gemeinsamem Antrag der Ehegatten können Sonderaus-
gaben, außergewöhnliche Belastungen und Steuerermäßigungen
nach § 35a EStG abweichend vom Grundsatz der wirtschaftlichen
Belastung je zur Hälfte zugeordnet werden. Dies erscheint bei den
gegebenen Einkommensverhältnissen allerdings nicht sinnvoll.

Darüber hinaus bestehen hier durch gemeinsame Anträge folgende
Möglichkeiten:

1 So auch B lümich, EStG, § 26a, Rz. 25.

Persönliche
Voraussetzungen
maßgebend

Gemeinsamer
Antrag
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Kinderbetreuungskosten: Die Finanzverwaltung würde bei gemein-
samem Antrag den kompletten Höchstbetrag bei A berücksichtigen.
Meines Erachtens ist dieser gemeinsame Antrag nicht erforderlich
(vgl. „Zu 1“).

Freibetrag für Ausbildungsbedarf: Der Freibetrag kann bei gemein-
samem Antrag der Ehegatten in vollem Umfang bei A berücksichtigt
werden. Der Antrag ist in der Anlage Kind in Zeile 52 zu stellen.

Anmerkung: In der Praxis stellt sich die Frage, wie die Einkommen-
steuererklärung im Fall des 50:50-Antrags auszufüllen ist. Sind jeweils
die (eher nachvollziehbaren) vollen Beträge einzutragen oder die
halbierten? Die Finanzämter erwarten wahrscheinlich eher Letzteres.
Dabei ist aber zu beachten, dass der halbe Aufwand des Ehegatten
(z. B. Sozialversicherungaufwendungen, Ausbildungskosten) nicht in
die Felder für den Ehegatten eingetragen werden darf, denn bei der
ELSTER-Übertragung einer Erklärung für die Einzelveranlagung von
Ehegatten werden Eintragungen in Feldern für den Ehegatten nicht
akzeptiert.

Verfasser: Dipl.-Finanzwirt (FH) Rainer Thierfeld, Steuerberater, Bremen
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